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Vertragstexte von Maastricht
– Auszüge –

Vertrag über die Europäische Union
Vom 7. 2. 1992

Titel I
Gemeinsame Bestimmungen

Art. A [Grundlage und Aufgabe der Union] Durch diesen Vertrag gründen die Hohen Vertragspar-
teien untereinander eine Europäische Union, im folgenden als „Union“ bezeichnet.

Dieser Vertrag stellt eine neue Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren Union der Völker
Europas dar, in der die Entscheidungen möglichst bürgernah getroffen werden.

Grundlage der Union sind die Europäischen Gemeinschaften, ergänzt durch die mit diesem Vertrag
eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit. Aufgabe der Union ist es, die Beziehungen
zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen ihren Völkern kohärent und solidarisch zu gestalten.

Art. B [Ziele der Union] Die Union setzt sich folgende Ziele:

– Die Förderung eines ausgewogenen und dauerhaften wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts,
insbesondere durch Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen, durch Stärkung des wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts und durch Errichtung einer Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, die auf längere Sicht auch eine einheitliche Währung nach Maßgabe dieses Ver-
trags umfaßt;

– die Behauptung ihrer Identität auf internationaler Ebene, insbesondere durch eine gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik, wozu auf längere Sicht auch die Festlegung einer gemeinsamen
Verteidigungspolitik gehört, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen
könnte;

– die Stärkung des Schutzes der Rechte und Interessen der Angehörigen ihrer Mitgliedstaaten
durch Einführung einer Unionsbürgerschaft;

– die Entwicklung einer engen Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres;

– die volle Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstands und seine Weiterentwicklung, wobei
nach dem Verfahren des Artikels N Absatz 2 geprüft wird, inwieweit die durch diesen Vertrag
eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit mit dem Ziel zu revidieren sind, die
Wirksamkeit der Mechanismen und Organe der Gemeinschaft sicherzustellen.

Die Ziele der Union werden nach Maßgabe dieses Vertrags entsprechend den darin enthaltenen
Bedingungen und der darin vorgesehenen Zeitfolge unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, wie
es in Artikel 3 b des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft bestimmt ist, verwirk-
licht.

EG-Vertrag
In der Fassung vom 1. Januar 1995

Art. 2 [Aufgabe der Gemeinschaft] Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines
Gemeinsamen Marktes und einer Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die Durchführung
der in den Artikeln 3 und 3 a genannten gemeinsamen Politiken oder Maßnahmen eine harmoni-
sche und ausgewogene Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, ein be-
ständiges, nicht-inflationäres und umweltverträgliches Wachstum, einen hohen Grad an Konver-
genz der Wirtschaftsleistungen, ein hohes Beschäftigungsniveau, ein hohes Maß an sozialem
Schutz, die Hebung der Lebenshaltung und der Lebensqualität, den wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern.
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Art. 3 a [Wirtschaftspolitik; Währungspolitik]

(1) Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfaßt nach
Maßgabe dieses Vertrags und der darin vorgesehenen Zeitfolge die Einführung einer Wirtschafts-
politik, die auf einer engen Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, dem Binnen-
markt und der Festlegung gemeinsamer Ziele beruht und dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist.

(2) Parallel dazu umfaßt diese Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags und der darin vorgesehe-
nen Zeitfolge und Verfahren die unwiderrufliche Festlegung der Wechselkurse im Hinblick auf die
Einführung einer einheitlichen Währung, der ECU 1, sowie die Festlegung und Durchführung einer
einheitlichen Geld- sowie Wechselpolitik, die beide vorrangig das Ziel der Preisstabilität verfolgen
und unbeschadet dieses Zieles die allgemeine Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft unter Beach-
tung des Grundsatzes einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb unterstützen sollen.

(3) Diese Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft setzt die Einhaltung der folgenden
richtungweisenden Grundsätze voraus: stabile Preise, gesunde öffentliche Finanzen und monetäre
Rahmenbedingungen sowie eine dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz.

Art. 4 a [Europäisches System der Zentralbanken] Nach den in diesem Vertrag vorgesehenen
Verfahren werden ein Europäisches System der Zentralbanken (im folgenden als „ESZB“ bezeich-
net) und eine Europäische Zentralbank (im folgenden als „EZB“ bezeichnet) geschaffen, die nach
Maßgabe der Befugnisse handeln, die ihnen in diesem Vertrag und der beigefügten Satzung des
ESZB und der EZB (im folgenden als „Satzung des ESZB“ bezeichnet) zugewiesen werden.

Art. 103 [Koordinierung der Wirtschaftspolitik; Überwachung]

(1) Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit von gemeinsamem
Interesse und koordinieren sie im Rat nach Maßgabe des Artikels 102 a.

(2) Der Rat erstellt mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission einen Entwurf für die
Grundzüge der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und erstattet dem
Europäischen Rat hierüber Bericht.

Der Europäische Rat erörtert auf der Grundlage dieses Berichts des Rates eine Schlußfolgerung zu
den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft.

Auf der Grundlage dieser Schlußfolgerung verabschiedet der Rat mit qualifizierter Mehrheit eine
Empfehlung, in der diese Grundzüge dargelegt werden. Der Rat unterrichtet das Europäische
Parlament über seine Empfehlung.

(3) Um eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik und eine dauerhafte Konvergenz der
Wirtschaftsleistungen der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, überwacht der Rat anhand von Berich-
ten der Kommission die wirtschaftliche Entwicklung in jedem Mitgliedstaat und in der Gemeinschaft
sowie die Vereinbarkeit der Wirtschaftspolitik mit den in Absatz 2 genannten Grundzügen und
nimmt in regelmäßigen Abständen eine Gesamtbewertung vor.

Zum Zwecke dieser multilateralen Überwachung übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission
Angaben zu wichtigen einzelstaatlichen Maßnahmen auf dem Gebiet ihrer Wirtschaftspolitik sowie
weitere von ihnen für erforderlich erachtete Angaben.

(4) Wird im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 3 festgestellt, daß die Wirtschaftspolitik eines
Mitgliedstaats nicht mit den in Absatz 2 genannten Grundzügen vereinbar ist oder das ordnungsge-
mäße Funktionieren der Wirtschafts- und Währungsunion zu gefährden droht, so kann der Rat mit
qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission die erforderlichen Empfehlungen an den
betreffenden Mitgliedstaat richten. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis-
sion beschließen, seine Empfehlungen zu veröffentlichen.

1 Der Europäische Rat in Madrid hat sich im Dezember 1995 auf den Namen Euro festgelegt.
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Der Präsident des Rates und die Kommission erstatten dem Europäischen Parlament über die
Ergebnisse der multilateralen Überwachung Bericht. Der Präsident des Rates kann ersucht werden,
vor dem zuständigen Ausschuß des Europäischen Parlaments zu erscheinen, wenn der Rat seine
Empfehlungen veröffentlicht hat.

(5) Der Rat kann nach dem Verfahren des Artikels 189 c die Einzelheiten des Verfahrens der
multilateralen Überwachung im Sinne der Absätze 3 und 4 festlegen.

Art. 104 [Überziehungsverbot]

(1) Überziehungs- oder andere Kreditfazilitäten bei der EZB oder den Zentralbanken der Mitglied-
staaten (im folgenden als „nationale Zentralbanken“ bezeichnet) für Organe oder Einrichtungen der
Gemeinschaft, Zentralregierungen, regionale oder lokale Gebietskörperschaften oder andere öffent-
lich-rechtliche Körperschaften, sonstige Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder öffentliche Un-
ternehmen der Mitgliedstaaten sind ebenso verboten wie der unmittelbare Erwerb von Schuldtiteln
von diesen durch die EZB oder die nationalen Zentralbanken.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Kreditinstitute im öffentlichen Eigentum;
diese werden von der jeweiligen nationalen Zentralbank und der EZB, was die Bereitstellung von
Zentralbankgeld betrifft, wie private Kreditinstitute behandelt.

Art. 104 b [Haftung der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten]

(1) Die Gemeinschaft haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Zentralregierungen, der regionalen
oder lokalen Gebietskörperschaften oder anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sonstiger
Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder öffentlicher Unternehmen von Mitgliedstaaten und tritt
nicht für derartige Verbindlichkeiten ein; dies gilt unbeschadet der gegenseitigen finanziellen Garan-
tien für die gemeinsame Durchführung eines bestimmten Vorhabens. Ein Mitgliedstaat haftet nicht
für die Verbindlichkeiten der Zentralregierungen, der regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften
oder anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sonstiger Einrichtungen des öffentlichen Rechts
oder öffentlicher Unternehmen eines anderen Mitgliedstaats und tritt nicht für derartige Verbindlich-
keiten ein; dies gilt unbeschadet der gegenseitigen finanziellen Garantien für die gemeinsame
Durchführung eines bestimmten Vorhabens.

Art. 104 c [Überwachung der Haushaltslage in den Mitgliedstaaten]

(1) Die Mitgliedstaaten vermeiden übermäßige öffentliche Defizite.

(2) Die Kommission überwacht die Entwicklung der Haushaltslage und der Höhe des öffentlichen
Schuldenstands in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Feststellung schwerwiegender Fehler. Insbe-
sondere prüft sie die Einhaltung der Haushaltsdisziplin anhand von zwei Kriterien, nämlich daran,

a) ob das Verhältnis des geplanten oder tatsächlichen öffentlichen Defizits zum Bruttoinlands-
produkt einen bestimmten Referenzwert überschreitet, es sei denn, daß

– entweder das Verhältnis erheblich und laufend zurückgegangen ist und einen Wert in der
Nähe des Referenzwerts erreicht hat

– oder der Referenzwert nur ausnahmsweise und vorübergehend überschritten wird und das
Verhältnis in der Nähe des Referenzwerts bleibt;

b) ob das Verhältnis des öffentlichen Schuldenstands zum Bruttoinlandsprodukt einen bestimm-
ten Referenzwert überschreitet, es sei denn, daß das Verhältnis hinreichend rückläufig ist
und sich rasch genug dem Referenzwert nähert.

Die Referenzwerte werden in einem diesem Vertrag beigefügten Protokoll über das Verfahren bei
einem übermäßigen Defizit im einzelnen festgelegt.

(3) Erfüllt ein Mitgliedstaat keines oder nur eines dieser Kriterien, so erstellt die Kommission einen
Bericht. In diesem Bericht wird berücksichtigt, ob das öffentliche Defizit die öffentlichen Ausgaben
für Investitionen übertrifft; berücksichtigt werden ferner alle sonstigen einschlägigen Faktoren, ein-
schließlich der mittelfristigen Wirtschafts- und Haushaltslage des Mitgliedstaats.
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Die Kommission kann ferner einen Bericht erstellen, wenn sie ungeachtet der Erfüllung der Kriterien
der Auffassung ist, daß in einem Mitgliedstaat die Gefahr eines übermäßigen Defizits besteht.

(4) Der Ausschuß nach Artikel 109 c gibt eine Stellungnahme zu dem Bericht der Kommission ab.

(5) Ist die Kommission der Auffassung, daß in einem Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit besteht
oder sich ergeben könnte, so legt sie dem Rat eine Stellungnahme vor.

(6) Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission und unter
Berücksichtigung der Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebenenfalls abzugeben
wünscht, nach Prüfung der Gesamtlage, ob ein übermäßiges Defizit besteht.

(7) Wird nach Absatz 6 ein übermäßiges Defizit festgestellt, so richtet der Rat an den betreffenden
Mitgliedstaat Empfehlungen mit dem Ziel, dieser Lage innerhalb einer bestimmten Frist abzuhelfen.
Vorbehaltlich des Absatzes 8 werden diese Empfehlungen nicht veröffentlicht.

(8) Stellt der Rat fest, daß seine Empfehlungen innerhalb der gesetzten Frist keine wirksamen
Maßnahmen ausgelöst haben, so kann er seine Empfehlungen veröffentlichen.

(9) Falls ein Mitgliedstaat den Empfehlungen des Rates weiterhin nicht Folge leistet, kann der Rat
beschließen, den Mitgliedstaat mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, innerhalb einer bestimmten
Frist Maßnahmen für den nach Auffassung des Rates zur Sanierung erforderlichen Defizitabbau zu
treffen.

Der Rat kann in diesem Fall den betreffenden Mitgliedstaat ersuchen, nach einem konkreten
Zeitplan Berichte vorzulegen, um die Anpassungsbemühungen des Mitgliedstaats überprüfen zu
können.

(10) Das Recht auf Klageerhebung nach den Artikeln 169 und 170 kann im Rahmen der Absätze
1 bis 9 dieses Artikels nicht ausgeübt werden.

(11) Solange ein Mitgliedstaat einen Beschluß nach Absatz 9 nicht befolgt, kann der Rat beschlie-
ßen, eine oder mehrere der nachstehenden Maßnahmen anzuwenden oder gegebenenfalls zu
verschärfen, nämlich

– von dem betreffenden Mitgliedstaat verlangen, vor der Emission von Schuldverschreibungen
und sonstigen Wertpapieren vom Rat näher zu bezeichnende zusätzliche Angaben zu veröffent-
lichen,

– die Europäische Investitionsbank ersuchen, ihre Darlehenspolitik gegenüber dem Mitgliedstaat
zu überprüfen,

– von dem Mitgliedstaat verlangen, eine unverzinsliche Einlage in angemessener Höhe bei der
Gemeinschaft zu hinterlegen, bis das übermäßige Defizit nach Ansicht des Rates korrigiert
worden ist,

– Geldbußen in angemessener Höhe verhängen.

Der Präsident des Rates unterrichtet das Europäische Parlament von den Beschlüssen.

(12) Der Rat hebt einige oder sämtliche Entscheidungen nach den Absätzen 6 bis 9 und 11 so weit
auf, wie das übermäßige Defizit in dem betreffenden Mitgliedstaat nach Ansicht des Rates korrigiert
worden ist. Hat der Rat zuvor Empfehlungen veröffentlicht, so stellt er, sobald die Entscheidung
nach Absatz 8 aufgehoben worden ist, in einer öffentlichen Erklärung fest, daß in dem betreffenden
Mitgliedstaat kein übermäßiges Defizit mehr besteht.

(13) Die Beschlußfassung des Rates nach den Absätzen 7 bis 9 sowie 11 und 12 erfolgt auf
Empfehlung der Kommission mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gemäß Artikel 148 Absatz 2
gewogenen Stimmen der Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Stimmen des Vertreters des betroffe-
nen Mitgliedstaats.
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(14) Weitere Bestimmungen über die Durchführung des in diesem Artikel beschriebenen Verfahrens
sind in dem diesem Vertrag beigefügten Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen
Defizit enthalten.

Der Rat verabschiedet einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments sowie der EZB die geeigneten Bestimmungen, die sodann das genannte Proto-
koll ablösen.

Der Rat beschließt vorbehaltlich der sonstigen Bestimmungen dieses Absatzes vor dem 1. Januar
1994 mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments nähere Einzelheiten und Begriffsbestimmungen für die Durchführung des ge-
nannten Protokolls.

Art. 105 [Ziele und Aufgaben des ESZB]

(1) Das vorrangige Ziel des ESZB ist es, die Preisstabilität zu gewährleisten. Soweit dies ohne
Beeinträchtigung des Zieles der Preisstabilität möglich ist, unterstützt das ESZB die allgemeine
Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft, um zur Verwirklichung der in Artikel 2 festgelegten Ziele der
Gemeinschaft beizutragen. Das ESZB handelt im Einklang mit dem Grundsatz einer offenen Markt-
wirtschaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein effizienter Einsatz der Ressourcen gefördert wird,
und hält sich dabei an die in Artikel 3 a genannten Grundsätze.

(2) Die grundlegenden Aufgaben des ESZB bestehen darin,

– die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen,

– Devisengeschäfte im Einklang mit Artikel 109 durchzuführen,

– die offiziellen Währungsreserven der Mitgliedstaaten zu halten und zu verwalten,

– das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern.

(3) Absatz 2 dritter Gedankenstrich berührt nicht die Haltung und Verwaltung von Arbeitsguthaben
in Fremdwährungen durch die Regierungen der Mitgliedstaaten.

(4) Die EZB wird gehört

– zu allen Vorschlägen für Rechtsakte der Gemeinschaft im Zuständigkeitsbereich der EZB

– von den nationalen Behörden zu allen Entwürfen für Rechtsvorschriften im Zuständigkeitsbe-
reich der EZB, und zwar innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat nach
dem Verfahren des Artikels 106 Absatz 6 festlegt.

Die EZB kann gegenüber den zuständigen Organen und Einrichtungen der Gemeinschaft und
gegenüber den nationalen Behörden Stellungnahmen zu in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden
Fragen abgeben.

(5) Das ESZB trägt zur reibungslosen Durchführung der von den zuständigen Behörden auf dem
Gebiet der Aufsicht über die Kreditinstitute und der Stabilität des Finanzsystems ergriffenen Maß-
nahmen bei.

(6) Der Rat kann durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung der
EZB und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments der EZB besondere Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute und sonstige Finanzinstitute mit Ausnahme von
Versicherungsunternehmen übertragen.

Art. 105 a [Ausgabe von Banknoten und Münzen]

(1) Die EZB hat das ausschließliche Recht, die Ausgabe von Banknoten innerhalb der Gemein-
schaft zu genehmigen. Die EZB und die nationalen Zentralbanken sind zur Ausgabe von Banknoten
berechtigt. Die von der EZB und den nationalen Zentralbanken ausgegebenen Banknoten sind die
einzigen Banknoten, die in der Gemeinschaft als gesetzliches Zahlungsmittel gelten.
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(2) Die Mitgliedstaaten haben das Recht zur Ausgabe von Münzen, wobei der Umfang dieser
Ausgabe der Genehmigung durch die EZB bedarf. Der Rat kann nach dem Verfahren des Artikels
189 c und nach Anhörung der EZB Maßnahmen erlassen, um die Stückelung und die technischen
Merkmale aller für den Umlauf bestimmten Münzen so weit zu harmonisieren, wie dies für deren
reibungslosen Umlauf innerhalb der Gemeinschaft erforderlich ist.

Art. 106 [Zusammensetzung des ESZB; Rechtspersönlichkeit]

(1) Das ESZB besteht aus der EZB und den nationalen Zentralbanken.

(2) Die EZB besitzt Rechtspersönlichkeit.

(3) Das ESZB wird von den Beschlußorganen der EZB, nämlich dem EZB-Rat und dem Direktorium,
geleitet.

(4) Die Satzung des ESZB ist in einem diesem Vertrag beigefügten Protokoll festgelegt.

Art. 107 [Weisungsunabhängigkeit der EZB] Bei der Wahrnehmung der ihnen durch diesen
Vertrag und die Satzung des ESZB übertragenen Befugnisse, Aufgaben und Pflichten darf weder
die EZB noch eine nationale Zentralbank noch ein Mitglied ihrer Beschlußorgane Weisungen von
Organen oder Einrichtungen der Gemeinschaft, Regierungen der Mitgliedstaaten oder anderen
Stellen einholen oder entgegennehmen. Die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft sowie die
Regierungen der Mitgliedstaaten verpflichten sich, diesen Grundsatz zu beachten und nicht zu
versuchen, die Mitglieder der Beschlußorgane der EZB oder der nationalen Zentralbanken bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Art. 108 [Anpassung innerstaatlicher Rechtsvorschriften] Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, daß
spätestens zum Zeitpunkt der Errichtung des ESZB seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften ein-
schließlich der Satzung seiner Zentralbank mit diesem Vertrag sowie mit der Satzung des ESZB im
Einklang stehen.

Art. 109 [Vereinbarungen mit Dritten; Währungsabkommen]

(1) Abweichend von Artikel 228 kann der Rat einstimmig auf Empfehlung der EZB oder der
Kommission und nach Anhörung der EZB in dem Bemühen, zu einem mit dem Ziel der Preisstabi-
lität im Einklang stehenden Konsens zu gelangen, nach Anhörung des Europäischen Parlaments
gemäß den in Absatz 3 für die Festlegung von Modalitäten vorgesehenen Verfahren förmliche
Vereinbarungen über ein Wechselkurssystem für die ECU gegenüber Drittlandswährungen treffen.
Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der EZB oder der Kommission und nach
Anhörung der EZB in dem Bemühen, zu einem mit dem Ziel der Preisstabilität im Einklang stehen-
den Konsens zu gelangen, die ECU-Leitkurse innerhalb des Wechselkurssystems festlegen, ändern
oder aufgeben. Der Präsident des Rates unterrichtet das Europäische Parlament von der Festle-
gung, Änderung oder Aufgabe der ECU-Leitkurse.

(2) Besteht gegenüber einer oder mehreren Drittlandswährungen kein Wechselkurssystem nach
Absatz 1, so kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit entweder auf Empfehlung der Kommission und
nach Anhörung der EZB oder auf Empfehlung der EZB allgemeine Orientierungen für die
Wechselkurspolitik gegenüber diesen Währungen aufstellen. Diese allgemeinen Orientierungen
dürfen das vorrangige Ziel des ESZB, die Preisstabilität zu gewährleisten, nicht beeinträchtigen.

(3) Wenn von der Gemeinschaft mit einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organisa-
tionen Vereinbarungen im Zusammenhang mit Währungsfragen oder Devisenregelungen auszu-
handeln sind, beschließt der Rat abweichend von Artikel 228 mit qualifizierter Mehrheit auf Empfeh-
lung der Kommission und nach Anhörung der EZB die Modalitäten für die Aushandlung und den
Abschluß solcher Vereinbarungen. Mit diesen Modalitäten wird gewährleistet, daß die Gemeinschaft
einen einheitlichen Standpunkt vertritt. Die Kommission wird an den Verhandlungen in vollem
Umfang beteiligt.

Die nach diesem Absatz getroffenen Vereinbarungen sind für die Organe der Gemeinschaft, die
EZB und die Mitgliedstaaten verbindlich.



8

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 1 befindet der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Anhö-
rung der EZB mit qualifizierter Mehrheit über den Standpunkt der Gemeinschaft auf internationaler
Ebene zu Fragen, die von besonderer Bedeutung für die Wirtschafts- und Währungsunion sind,
sowie einstimmig über ihre Vertretung unter Einhaltung der in den Artikeln 103 und 105 vorgesehe-
nen Zuständigkeitsverteilung.

(5) Die Mitgliedstaaten haben das Recht, unbeschadet der Gemeinschaftszuständigkeit und der
Gemeinschaftsvereinbarungen über die Wirtschafts- und Währungsunion in internationalen Gremi-
en Verhandlungen zu führen und internationale Vereinbarungen zu treffen.

Art. 109 a [EZB-Rat]

(1) Der EZB-Rat besteht aus den Mitgliedern des Direktoriums der EZB und den Präsidenten der
nationalen Zentralbanken.

(2) a) Das Direktorium besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und vier weiteren
Mitgliedern.

b) Der Präsident, der Vizepräsident und die weiteren Mitglieder des Direktoriums werden von
den Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs auf
Empfehlung des Rates, der hierzu das Europäische Parlament und den EZB-Rat anhört, aus
dem Kreis der in Währungs- oder Bankfragen anerkannten und erfahrenen Persönlichkeiten
einvernehmlich ausgewählt und ernannt.

Ihre Amtszeit beträgt acht Jahre; Wiederernennung ist nicht zulässig.

Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder des Direktoriums werden.

Art. 109 e [Übergang zur zweiten Stufe]

(1) Die zweite Stufe für die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion beginnt am
1. Januar 1994.

(2) Vor diesem Zeitpunkt wird

a) jeder Mitgliedstaat

– soweit erforderlich, geeignete Maßnahmen erlassen, um die Beachtung der Verbote sicher-
zustellen, die in Artikel 73 b – unbeschadet des Artikels 73 e – sowie Artikel 104 und Artikel
104 a Absatz 1 niedergelegt sind,

– erforderlichenfalls im Hinblick auf die unter Buchstabe b vorgesehene Bewertung mehrjähri-
ge Programme festlegen, die die für die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion
notwendige dauerhafte Konvergenz, insbesondere hinsichtlich der Preisstabilität und gesun-
der öffentlicher Finanzen, gewährleisten sollen,

b) der Rat auf der Grundlage eines Berichts der Kommission die Fortschritte bei der Konver-
genz im Wirtschafts- und Währungsbereich, insbesondere hinsichtlich der Preisstabilität und
gesunder öffentlicher Finanzen, sowie bei der Umsetzung der gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften über den Binnenmarkt bewerten.

(4) In der zweiten Stufe sind die Mitgliedstaaten bemüht, übermäßige öffentliche Defizite zu ver-
meiden.

(5) In der zweiten Stufe leitet jeder Mitgliedstaat, soweit angezeigt, nach Artikel 108 das Verfahren
ein, mit dem die Unabhängigkeit seiner Zentralbank herbeigeführt wird.

Art. 109 f [Europäisches Währungsinstitut, Aufgaben, Satzung; Stellungnahmen und Empfeh-
lungen; Veröffentlichung]

(1) Zu Beginn der zweiten Stufe wird ein Europäisches Währungsinstitut (im folgenden als „EWI“
bezeichnet) errichtet und nimmt seine Tätigkeit auf; es besitzt Rechtspersönlichkeit und wird von
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einem Rat geleitet und verwaltet; dieser besteht aus einem Präsidenten und den Präsidenten der
nationalen Zentralbanken, von denen einer zum Vizepräsidenten bestellt wird.

Der Präsident wird von den Regierungen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der Staats- und
Regierungschefs auf Empfehlung des Ausschusses der Präsidenten der Zentralbanken der
Mitgliedstaaten (im folgenden als „Ausschuß der Präsidenten der Zentralbanken“ bezeichnet) bzw.
des Rates des EWI und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Rates einvernehm-
lich ernannt. Der Präsident wird aus dem Kreis der in Währungs- und Bankfragen anerkannten und
erfahrenen Persönlichkeiten ausgewählt. Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Präsi-
dent des EWI sein. Der Rat des EWI ernennt den Vizepräsidenten.

Die Satzung des EWI ist in einem diesem Vertrag beigefügten Protokoll festgelegt.

Der Ausschuß der Präsidenten der Zentralbanken wird mit Beginn der zweiten Stufe aufgelöst.

(2) Das EWI hat die Aufgabe

– die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Zentralbanken zu verstärken;

– die Koordinierung der Geldpolitiken der Mitgliedstaaten mit dem Ziel zu verstärken, die Preissta-
bilität aufrechtzuerhalten;

– das Funktionieren des Europäischen Währungssystems zu überwachen;

– Konsultationen zu Fragen durchzuführen, die in die Zuständigkeit der nationalen Zentralbanken
fallen und die Stabilität der Finanzinstitute und -märkte berühren;

– die Aufgaben des Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit, der aufgelöst
wird, zu übernehmen, die Einzelheiten der Auflösung werden in der Satzung des EWI festgelegt;

– die Verwendung der ECU zu erleichtern und deren Entwicklung einschließlich des reibungslosen
Funktionierens des ECU-Verrechnungssystems zu überwachen.

(3) Bei der Vorbereitung der dritten Stufe hat das EWI die Aufgaben,

– die Instrumente und Verfahren zu entwickeln, die zur Durchführung einer einheitlichen Geld- und
Währungspolitik in der dritten Stufe erforderlich sind;

– bei Bedarf die Harmonisierung der Bestimmungen und Gepflogenheiten auf dem Gebiet der
Erhebung, Zusammenstellung und Weitergabe statistischer Daten in seinem Zuständigkeitsbe-
reich zu fördern;

– die Regeln für die Geschäfte der nationalen Zentralbanken im Rahmen des ESZB auszuarbeiten;

– die Effizienz des grenzüberschreitenden Zahlungsverkehrs zu fördern;

– die technischen Vorarbeiten für die ECU-Banknoten zu überwachen.

Das EWI legt bis zum 31. Dezember 1996 in regulatorischer, organisatorischer und logistischer
Hinsicht den Rahmen fest, den das ESZB zur Erfüllung seiner Aufgaben in der dritten Stufe
benötigt. Dieser wird der EZB zum Zeitpunkt ihrer Errichtung zur Beschlußfassung unterbreitet.

(4) Das EWI kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder seines Rates

– Stellungnahmen oder Empfehlungen zu der allgemeinen Orientierung der Geld- und der
Wechselkurspolitik der einzelnen Mitgliedstaaten sowie zu deren diesbezüglichen Maßnahmen
abgeben;

– den Regierungen und dem Rat Stellungnahmen oder Empfehlungen zu Maßnahmen unterbrei-
ten, die die interne oder externe Währungssituation in der Gemeinschaft und insbesondere das
Funktionieren des Europäischen Währungssystems beeinflussen könnten;
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– den Währungsbehörden der Mitgliedstaaten Empfehlungen zur Durchführung ihrer Währungs-
politik geben.

(5) Das EWI kann einstimmig beschließen, seine Stellungnahmen und Empfehlungen zu veröffent-
lichen.

(6) Das EWI wird vom Rat zu allen Vorschlägen für Rechtsakte der Gemeinschaft in seinem
Zuständigkeitsbereich angehört.

Innerhalb der Grenzen und unter den Bedingungen, die der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des EWI fest-
legt, wird das EWI von den Behörden der Mitgliedstaaten zu allen Entwürfen für Rechtsvorschriften
in seinem Zuständigkeitsbereich angehört.

(7) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments
und des EWI diesem durch einstimmigen Beschluß weitere Aufgaben im Rahmen der Vorbereitung
der dritten Stufe übertragen.

(8) In den Fällen, in denen dieser Vertrag eine beratende Funktion für die EZB vorsieht, ist vor der
Errichtung der EZB unter dieser das EWI zu verstehen.

(9) Für die Dauer der zweiten Stufe bezeichnet der Ausdruck „EZB“ in den Artikeln 173, 175, 176,
177, 180 und 215 das EWI.

Art. 109 j [Konvergenzkriterien; Eintritt in die dritte Stufe]

(1) Die Kommission und das EWI berichten dem Rat, inwieweit die Mitgliedstaaten bei der Verwirk-
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion ihren Verpflichtungen bereits nachgekommen sind. In
ihren Berichten wird auch die Frage geprüft, inwieweit die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der
einzelnen Mitgliedstaaten einschließlich der Satzung der jeweiligen nationalen Zentralbank mit
Artikel 107 und Artikel 108 dieses Vertrags sowie der Satzung des ESZB vereinbar sind. Ferner wird
darin geprüft, ob ein hoher Grad an dauerhafter Konvergenz erreicht ist; Maßstab hierfür ist, ob die
einzelnen Mitgliedstaaten folgende Kriterien erfüllen:

– Erreichung eines hohen Grades an Preisstabilität, ersichtlich aus einer Inflationsrate, die der
Inflationsrate jener – höchstens drei – Mitgliedstaaten nahe kommt, die auf dem Gebiet der
Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben;

– eine auf Dauer tragbare Finanzlage der öffentlichen Hand, ersichtlich aus einer öffentlichen
Haushaltslage ohne übermäßiges Defizit im Sinne des Artikels 104 c Absatz 6;

– Einhaltung der normalen Bandbreiten des Wechselkursmechanismus des Europäischen Wäh-
rungssystems seit mindestens zwei Jahren ohne Abwertung gegenüber der Währung eines
anderen Mitgliedstaats;

– Dauerhaftigkeit der von dem Mitgliedstaat erreichten Konvergenz und seiner Teilnahme am
Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystems, die im Niveau der langfristi-
gen Zinssätze zum Ausdruck kommt.

Die vier Kriterien in diesem Absatz sowie die jeweils erforderliche Dauer ihrer Einhaltung sind in
einem diesem Vertrag beigefügten Protokoll näher festgelegt. Die Berichte der Kommission und des
EWI berücksichtigen auch die Entwicklung der ECU, die Ergebnisse bei der Integration der Märkte,
den Stand und die Entwicklung der Leistungsbilanzen, die Entwicklung bei den Lohnstückkosten
und andere Preisindizes.

(2) Der Rat beurteilt auf der Grundlage dieser Berichte auf Empfehlung der Kommission mit quali-
fizierter Mehrheit,

– ob die einzelnen Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen für die Einführung einer
einheitlichen Währung erfüllen,
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– ob eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen für die Einführung einer
einheitlichen Währung erfüllt,

und empfiehlt seine Feststellungen dem Rat, der in der Zusammensetzung der Staats- und Regie-
rungschefs tagt. Das Europäische Parlament wird angehört und leitet seine Stellungnahme dem Rat
in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs zu.

(3) Unter gebührender Berücksichtigung der Berichte nach Absatz 1 sowie der Stellungnahme des
Europäischen Parlaments nach Absatz 2 verfährt der Rat, der in der Zusammensetzung der
Staats- und Regierungschefs tagt, spätestens am 31. Dezember 1996 mit qualifizierter Mehrheit
wie folgt:

– er entscheidet auf der Grundlage der in Absatz 2 genannten Empfehlungen des Rates, ob eine
Mehrheit der Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen für die Einführung einer einheit-
lichen Währung erfüllt;

– er entscheidet, ob es für die Gemeinschaft zweckmäßig ist, in die dritte Stufe einzutreten; sofern
dies der Fall ist,

– bestimmt er den Zeitpunkt für den Beginn der dritten Stufe.

(4) Ist bis Ende 1997 der Zeitpunkt für den Beginn der dritten Stufe nicht festgelegt worden, so
beginnt die dritte Stufe am 1. Januar 1999. Vor dem 1. Juli 1998 bestätigt der Rat, der in der
Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs tagt, nach einer Wiederholung des in den
Absätzen 1 und 2 – mit Ausnahme von Absatz 2 zweiter Gedankenstrich – vorgesehenen Verfah-
rens unter Berücksichtigung der Berichte nach Absatz 1 sowie der Stellungnahme des Europäi-
schen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit auf der Grundlage der Empfehlungen des Rates nach
Absatz 2, welche Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen für die Einführung einer ein-
heitlichen Währung erfüllen.

Art. 109 I [Beginn der dritten Stufe, Ernennung des Direktoriums der EZB]

(1) Unmittelbar nach dem gemäß Artikel 109 j Absatz 3 gefaßten Beschluß über den Zeitpunkt für
den Beginn der dritten Stufe bzw. unmittelbar nach dem 1. Juli 1998

– verabschiedet der Rat die in Artikel 106 Absatz 6 genannten Bestimmungen;

– ernennen die Regierungen der Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt, nach dem
Verfahren des Artikels 50 der Satzung des ESZB den Präsidenten, den Vizepräsidenten und die
weiteren Mitglieder des Direktoriums der EZB. Bestehen für Mitgliedstaaten Ausnahmeregelun-
gen, so kann sich das Direktorium aus weniger Mitgliedern als in Artikel 11.1 der Satzung des
ESZB vorgesehen zusammensetzen; auf keinen Fall darf es jedoch aus weniger als 4 Mitglie-
dern bestehen.

Unmittelbar nach Ernennung des Direktoriums werden das ESZB und die EZB errichtet und von
diesen Vorkehrungen für die Aufnahme ihrer vollen Tätigkeit im Sinne dieses Vertrags und der
Satzung des ESZB getroffen. Sie nehmen ihre Befugnisse ab dem ersten Tag der dritten Stufe in
vollem Umfang wahr.

(2) Unmittelbar nach Errichtung der EZB übernimmt diese erforderlichenfalls die Aufgaben des EWI.
Dieses wird nach Errichtung der EZB liquidiert; die entsprechenden Einzelheiten der Liquidation
werden in der Satzung des EWI geregelt.

(3) Sofern und solange es Mitgliedstaaten gibt, für die eine Ausnahmeregelung gilt, wird unbescha-
det des Artikels 106 Absatz 3 der in Artikel 45 der Satzung des ESZB bezeichnete Erweiterte Rat
der EZB als drittes Beschlußorgan der EZB errichtet.

(4) Am ersten Tag der dritten Stufe nimmt der Rat aufgrund eines einstimmigen Beschlusses der
Mitgliedstaaten, für die keine Ausnahmeregelung gilt, auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung der EZB die Umrechnungskurse, auf die ihre Währungen unwiderruflich festgelegt wer-
den, sowie die unwiderruflich festen Kurse, zu denen diese Währungen durch die ECU ersetzt
werden, an und wird die ECU zu einer eigenständigen Währung. Diese Maßnahme ändert als
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solche nicht den Außenwert der ECU. Der Rat trifft ferner nach dem gleichen Verfahren alle
sonstigen Maßnahmen, die für die rasche Einführung der ECU als einheitlicher Währung dieser
Mitgliedstaaten erforderlich sind.

(5) Wird nach dem Verfahren des Artikels 109 k Absatz 2 beschlossen, eine Ausnahmeregelung
aufzuheben, so legt der Rat aufgrund eines einstimmigen Beschlusses der Mitgliedstaaten, für die
keine Ausnahmeregelung gilt, und des betreffenden Mitgliedstaats auf Vorschlag der Kommission
und nach Anhörung der EZB den Kurs, zu dem dessen Währung durch die ECU ersetzt wird, fest
und ergreift die sonstigen erforderlichen Maßnahmen zur Einführung der ECU als einheitlicher
Währung in dem betreffenden Mitgliedstaat.

Protokoll
über die Konvergenzkriterien nach Artikel 109 j des Vertrags

zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Hohen Vertragsparteien –

in dem Wunsch, die in Artikel 109 j Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft aufgeführten Konvergenzkriterien, welche die Gemeinschaft bei der Beschluß-
fassung über den Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion leiten sollen,
näher festzulegen –

sind über folgende Bestimmungen übereingekommen, die dem Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel 1

Das in Artikel 109 j Absatz 1 erster Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Kriterium der
Preisstabilität bedeutet, daß ein Mitgliedstaat eine anhaltende Preisstabilität und eine während
des letzten Jahres vor der Prüfung gemessene durchschnittliche Inflationsrate aufweisen muß, die
um nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte über der Inflationsrate jener – höchstens drei – Mitglied-
staaten liegt, die auf dem Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben. Die Inflation
wird anhand des Verbraucherpreisindexes auf vergleichbarer Grundlage unter Berücksichtigung
der unterschiedlichen Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten gemessen.

Artikel 2

Das in Artikel 109 j Absatz 1 zweiter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Kriterium der
Finanzlage der öffentlichen Hand bedeutet, daß zum Zeitpunkt der Prüfung keine Rats-
entscheidung nach Artikel 104 c Absatz 6 dieses Vertrags vorliegt, wonach in dem betreffenden
Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit besteht.

Artikel 3

Das in Artikel 109 j Absatz 1 dritter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Kriterium der
Teilnahme am Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystems bedeutet, daß
ein Mitgliedstaat die im Rahmen des Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssy-
stems vorgesehenen normalen Bandbreiten zumindest in den letzten zwei Jahren vor der Prüfung
ohne starke Spannungen eingehalten haben muß. Insbesondere darf er den bilateralen Leitkurs
seiner Währung innerhalb des gleichen Zeitraums gegenüber der Währung eines anderen
Mitgliedstaats nicht von sich aus abgewertet haben.

Artikel 4

Das in Artikel 109 j Absatz 1 vierter Gedankenstrich dieses Vertrags genannte Kriterium der
Konvergenz der Zinssätze bedeutet, daß im Verlauf von einem Jahr vor der Prüfung in einem
Mitgliedstaat der durchschnittliche langfristige Nominalzinssatz um nicht mehr als 2 Prozentpunk-
te über dem entsprechenden Satz in jenen – höchstens drei – Mitgliedstaaten liegt, die auf dem
Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben. Die Zinssätze werden anhand lang-
fristiger Staatsschuldverschreibungen oder vergleichbarer Wertpapiere unter Berücksichtigung
der unterschiedlichen Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten gemessen.

Artikel 5

Die zur Anwendung dieses Protokolls erforderlichen statistischen Daten werden von der Kommis-
sion zur Verfügung gestellt.
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Artikel 6

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments
und des EWI bzw. der EZB sowie des in Artikel 109 c genannten Ausschusses einstimmig geeig-
nete Vorschriften zur Festlegung der Einzelheiten der in Artikel 109 j dieses Vertrags genannten
Konvergenzkriterien, die dann an die Stelle dieses Protokolls treten.

Protokoll
über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit

Die Hohen Vertragsparteien –

in dem Wunsch, die Einzelheiten des in Artikel 104 c des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft genannten Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit festzulegen –

sind über folgende Bestimmungen übereingekommen, die dem Vertrag zur Gründung der euro-
päischen Gemeinschaft beigefügt sind:

Artikel 1

Die in Artikel 104 c Absatz 2 dieses Vertrags genannten Referenzwerte sind:

– 3 % für das Verhältnis zwischen dem geplanten oder tatsächlichen öffentlichen Defizit und
dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen

– 60 % für das Verhältnis zwischen dem öffentlichen Schuldenstand und dem Bruttoinlands-
produkt zu Marktpreisen.

Artikel 2

In Artikel 104 c dieses Vertrags und in diesem Protokoll bedeutet

– „öffentlich“ zum Staat, d. h. zum Zentralstaat (Zentralregierung), zu regionalen oder lokalen
Gebietskörperschaften oder Sozialversicherungseinrichtungen gehörig, mit Ausnahme von
kommerziellen Transaktionen, im Sinne des Europäischen Systems volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen;

– „Defizit“ das Finanzierungsdefizit im Sinne des Europäischen Systems volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen;

– „Investitionen“ die Brutto-Anlageinvestitionen im Sinne des Europäischen Systems volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen;

– „Schuldenstand“ den Brutto-Gesamtschuldenstand zum Nominalwert am Jahresende nach
Konsolidierung innerhalb und zwischen den einzelnen Bereichen des Staatssektors im Sinne
des ersten Gedankenstrichs.

Artikel 3

Um die Wirksamkeit des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit zu gewährleisten, sind die
Regierungen der Mitgliedstaaten im Rahmen dieses Verfahrens für die Defizite des Staatssektors
im Sinne von Artikel 2 erster Gedankenstrich verantwortlich. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß
die innerstaatlichen Verfahren im Haushaltsbereich sie in die Lage versetzen, ihre sich aus diesem
Vertrag ergebenden Verpflichtungen in diesem Bereich zu erfüllen. Die Mitgliedstaaten müssen ihre
geplanten und tatsächlichen Defizite und die Höhe ihres Schuldenstands der Kommission unver-
züglich und regelmäßig mitteilen.

Artikel 4

Die zur Anwendung dieses Protokolls erforderlichen statistischen Daten werden von der Kommis-
sion zur Verfügung gestellt.
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Protokoll
über die Satzung des Europäischen Systems der
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank

– Auszüge –

Artikel 1
Das Europäische System der Zentralbanken

1.1. Das Europäische System der Zentralbanken („ESZB“) und die Europäische Zentralbank
(„EZB“) werden gemäß Artikel 4 a dieses Vertrags errichtet; sie nehmen die Aufgaben und
ihre Tätigkeit nach Maßgabe dieses Vertrags und dieser Satzung wahr.

1.2. Das ESZB besteht nach Artikel 106 Absatz 1 dieses Vertrags aus der EZB und den
Zentralbanken der Mitgliedstaaten („nationale Zentralbanken“). Das Luxemburgische
Währungsinstitut wird die Zentralbank Luxemburgs sein.

Artikel 2
Ziele

Nach Artikel 105 Absatz 1 dieses Vertrags ist es das vorrangige Ziel des ESZB, die Preisstabilität
zu gewährleisten. Soweit dies ohne Beeinträchtigung des Zieles der Preisstabilität möglich ist,
unterstützt das ESZB die allgemeine Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft, um zur Verwirklichung
der in Artikel 2 dieses Vertrags festgelegten Ziele der Gemeinschaft beizutragen. Das ESZB handelt
im Einklang mit dem Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein
effizienter Einsatz der Ressourcen gefördert wird, und hält sich dabei an die in Artikel 3 a dieses
Vertrags genannten Grundsätze.

Artikel 3
Aufgaben

3.1. Nach Artikel 105 Absatz 2 dieses Vertrags bestehen die grundlegenden Aufgaben des
ESZB darin,

– die Geldpolitik der Gemeinschaft festzulegen und auszuführen,

– Devisengeschäfte im Einklang mit Artikel 109 dieses Vertrags durchzuführen,

– die offiziellen Währungsreserven der Mitgliedstaaten zu halten und zu verwalten,

– das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern.

3.2. Nach Artikel 105 Absatz 3 dieses Vertrags berührt Artikel 3.1 dritter Gedankenstrich nicht
die Haltung und Verwaltung von Arbeitsguthaben in Fremdwährungen durch die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten.

3.3. Das ESZB trägt nach Artikel 105 Absatz 5 dieses Vertrags zur reibungslosen Durchführung
der von den zuständigen Behörden auf dem Gebiet der Aufsicht über die Kreditinstitute und
der Stabilität des Finanzsystems ergriffenen Maßnahmen bei.

Artikel 7
Unabhängigkeit

Nach Artikel 107 dieses Vertrags darf bei der Wahrnehmung der ihnen durch diesen Vertrag und
diese Satzung übertragenen Befugnisse, Aufgaben und Pflichten weder die EZB noch eine nationa-
le Zentralbank noch ein Mitglied ihrer Beschlußorgane Weisungen von Organen oder Einrichtungen
der Gemeinschaft, Regierungen der Mitgliedstaaten oder anderen Stellen einholen oder entgegen-
nehmen. Die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft sowie die Regierungen der Mitglied-
staaten verpflichten sich, diesen Grundsatz zu beachten und nicht zu versuchen, die Mitglieder der
Beschlußorgane der EZB oder der nationalen Zentralbanken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
zu beeinflussen.



15

Entschließung
des Deutschen Bundestages

zum Vertrag vom 7. Februar 1992 über die Europäische Union
Vom 2. Dezember 1992 1

Wirtschafts- und Währungsunion als Stabilitätsgemeinschaft

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß im Rahmen der Europäischen Union die Schaffung
einer Wirtschafts- und Währungsunion als Stabilitätsgemeinschaft vorgesehen ist. Die
Wirtschafts- und Währungsunion ist ein wichtiger Schritt zur Vertiefung der Integration im
Rahmen der Europäischen Union, die so bald wie möglich zur Politischen Union ausgestaltet
werden sollte. Die Wirtschafts- und Währungsunion dient auch der Vervollständigung des
Binnenmarktes, der die internationale Wettbewerbsfähigkeit Europas für die Herausforderun-
gen der nächsten Jahrzehnte stärken wird.

2. Der Deutsche Bundestag nimmt die Besorgnisse in der Bevölkerung über die Einführung einer
gemeinsamen europäischen Währung ernst. Es muß daher alles getan werden, damit sich diese
Sorgen als gegenstandslos erweisen. Die Stabilität der Währung muß unter allen Umständen
gewährleistet sein.

3. Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß der Vertrag über die Europäische Union eine Grund-
lage für eine stabile europäische künftige Währung schafft, insbesondere durch die Sicherung
der Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank und die Vereinbarung von Stabilitätskriterien
für die teilnehmenden Mitgliedstaaten.

Dabei werden beim Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion die Stabilitäts-
kriterien eng und strikt auszulegen sein. Die Entscheidung für den Übergang zur dritten Stufe kann
nur auf der Grundlage erwiesener Stabilität, des Gleichlaufs bei den wirtschaftlichen Grunddaten
und erwiesener dauerhafter haushalts- und finanzpolitischer Solidität der teilnehmenden Mitglied-
staaten getroffen werden. Sie darf sich nicht an Opportunitätsgesichtspunkten, sondern muß sich
an den realen ökonomischen Gegebenheiten orientieren. Die Natur der Kriterien bedingt es, daß
ihre Erfüllung nicht nur statistisch gesichert werden kann. Ihre dauerhafte Erfüllung muß vielmehr
auch aus dem Verlauf des Konvergenzprozesses glaubhaft sein. Die künftige europäische Wäh-
rung muß so stabil sein und bleiben wie die Deutsche Mark.

Der Deutsche Bundestag wird sich jedem Versuch widersetzen, die Stabilitätskriterien aufzuwei-
chen, die in Maastricht vereinbart worden sind. Er wird darüber wachen, daß der Übergang zur
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion sich streng an diesen Kriterien orientiert.

Der Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion erfordert auch eine Bewer-
tung durch den Deutschen Bundestag. Die Bundesregierung bedarf demgemäß für ihr Stimm-
verhalten bei Beschlüssen des Rates nach Artikel 109 j Abs. 3 und 4 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft des zustimmenden Votums des Deutschen Bundestages.
Das Votum des Deutschen Bundestages bezieht sich auf dieselbe Materie wie die Bewertung
des Rates der Wirtschafts- und Finanzminister und die Entscheidung des Rates in der Zusam-
mensetzung der Staats- und Regierungschefs.

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, zu erklären, daß sie dieses Votum
des Deutschen Bundestages respektieren wird.

5. Er fordert die Bundesregierung auf, diese Vorgehensweise den Vertragspartnern sowie der
Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament mitzuteilen.

6. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihm ab 1994 jährlich einen Bericht
über die Entwicklung der Konvergenz in der Europäischen Union vorzulegen.

7. Bund und Länder haben bei ihrer Haushaltswirtschaft der mit dem Maastrichter Vertrag einge-
gangenen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland, übermäßige Defizite zu vermeiden,
Rechnung zu tragen.

8. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für Frankfurt am
Main als Sitz der Europäischen Zentralbank einzusetzen.

1 Quelle: BT-Drs. 12/3906 v. 2. Dezember 1992: Gemeinsame Entschließung der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP.
Siehe auch Plenarprotokoll 12/126 v. 2. Dezember 1992, S. 10885.
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Entschließung
des Bundesrates

zum Vertrag vom 7. Februar 1992 über die Europäische Union

Vom 18. Dezember 1992

Der Bundesrat hat zum währungspolitischen Teil des Vertrags eine identische Entschließung abgegeben.

Das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 12. Oktober 1993

Urteil des Zweiten Senats vom 12. Oktober 1993
– 2 BvR 2134/92 – 2 BvR 2159/92 –

Leitsätze

1. Im Anwendungsbereich des Art. 23 GG schließt Art. 38 GG aus, die durch die Wahl bewirkte Legitimation und
Einflußnahme auf die Ausübung von Staatsgewalt durch die Verlagerung von Aufgaben und Befugnissen des
Bundestages so zu entleeren, daß das demokratische Prinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 20
Abs. 1 und 2 GG für unantastbar erklärt, verletzt wird.

2. Das Demokratieprinzip hindert die Bundesrepublik Deutschland nicht an einer Mitgliedschaft in einer – supranational
organisierten – zwischenstaatlichen Gemeinschaft. Voraussetzung der Mitgliedschaft ist aber, daß eine vom Volk
ausgehende Legitimation und Einflußnahme auch innerhalb des Staatenverbundes gesichert ist.

3. a) Nimmt ein Verbund demokratischer Staaten hoheitliche Aufgaben wahr und übt dazu hoheitliche Befugnisse
aus, sind es zuvörderst die Staatsvölker der Mitgliedstaaten, die dies über die nationalen Parlamente
demokratisch zu legitimieren haben. Mithin erfolgt demokratische Legitimation durch die Rückkopplung des
Handelns europäischer Organe an die Parlamente der Mitgliedstaaten; hinzu tritt – im Maße des Zusammen-
wachsens der europäischen Nationen zunehmend – innerhalb des institutionellen Gefüges der Europäischen
Union die Vermittlung demokratischer Legitimation durch das von den Bürgern der Mitgliedstaaten gewählte
Europäische Parlament.

b) Entscheidend ist, daß die demokratischen Grundlagen der Union schritthaltend mit der Integration ausgebaut
werden und auch im Fortgang der Integration in den Mitgliedstaaten eine lebendige Demokratie erhalten bleibt.

4. Vermitteln – wie gegenwärtig – die Staatsvölker über die nationalen Parlamente demokratische Legitimation, sind
der Ausdehnung der Aufgaben und Befugnisse der Europäischen Gemeinschaften vom demokratischen Prinzip her
Grenzen gesetzt. Dem Deutschen Bundestag müssen Aufgaben und Befugnisse von substantiellem Gewicht
verbleiben.

5. Art. 38 GG wird verletzt, wenn ein Gesetz, das die deutsche Rechtsordnung für die unmittelbare Geltung und
Anwendung von Recht der – supranationalen – Europäischen Gemeinschaften öffnet, die zur Wahrnehmung
übertragenen Rechte und das beabsichtigte Integrationsprogramm nicht hinreichend bestimmbar festlegt (vgl.
BVerfGE 58, 1[37]). Das bedeutet zugleich, daß spätere wesentliche Änderungen des im Unions-Vertrag angeleg-
ten Integrationsprogramms und seiner Handlungsermächtigungen nicht mehr vom Zustimmungsgesetz zu diesem
Vertrag gedeckt sind. Das Bundesverfassungsgericht prüft, ob Rechtsakte der europäischen Einrichtungen und
Organe sich in den Grenzen der ihnen eingeräumten Hoheitsrechte halten oder aus ihnen ausbrechen (vgl. BVerfGE
75, 223).

6. Bei der Auslegung von Befugnisnormen durch Einrichtungen und Organe der Gemeinschaften ist zu beachten, daß
der Unions-Vertrag grundsätzlich zwischen der Wahrnehmung einer begrenzt eingeräumten Hoheitsbefugnis und
der Vertragsänderung unterscheidet, seine Auslegung deshalb in ihrem Ergebnis nicht einer Vertragserweiterung
gleichkommen darf; eine solche Auslegung von Befugnisnormen würde für Deutschland keine Bindungswirkung
entfalten.

7. Auch Akte einer besonderen, von der Staatsgewalt der Mitgliedstaaten geschiedenen öffentlichen Gewalt einer
supranationalen Organisation betreffen die Grundrechtsberechtigten in Deutschland. Sie berühren damit die
Gewährleistungen des Grundgesetzes und die Aufgaben des Bundesverfassungsgerichts, die den Grundrechts-
schutz in Deutschland und insoweit nicht nur gegenüber deutschen Staatsorganen zum Gegenstand haben
(Abweichung von BVerfGE 58, 1[27]). Allerdings übt das Bundesverfassungsgericht seine Rechtsprechung über
die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht in Deutschland in einem „Kooperationsverhältnis“ zum
Europäischen Gerichtshof aus.

8. Der Unions-Vertrag begründet einen Staatenverbund zur Verwirklichung einer immer engeren Union der – staatlich
organisierten – Völker Europas (Art. A EUV), keinen sich auf ein europäisches Staatsvolk stützenden Staat.

9. a) Art. F Abs. 3 EUV ermächtigt die Union nicht, sich aus eigener Macht die Finanzmittel oder sonstige
Handlungsmittel zu verschaffen, die sie zur Erfüllung ihrer Zwecke für erforderlich erachtet.

b) Art. L EUV schließt die Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofs nur für solche Vorschriften des Unions-
Vertrags aus, die nicht zu Maßnahmen der Union mit Durchgriffswirkung auf den Grundrechtsträger im
Hoheitsbereich der Mitgliedstaaten ermächtigen.

c) Die Bundesrepublik Deutschland unterwirft sich mit der Ratifikation des Unions-Vertrags nicht einem unüber-
schaubaren, in seinem Selbstlauf nicht mehr steuerbaren „Automatismus“ zu einer Währungsunion; der Vertrag
eröffnet den Weg zu einer stufenweisen weiteren Integration der europäischen Rechtsgemeinschaft, der in
jedem weiteren Schritt entweder von gegenwärtig für das Parlament voraussehbaren Voraussetzungen oder
aber von einer weiteren, parlamentarisch zu beeinflussenden Zustimmung der Bundesregierung abhängt.


